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Factsheet 2: Arbeitskräftesicherung in der Pflege 

 

Vier zentrale Forderungen zur Bundestagswahl 2025 

Der demografische Wandel in Deutschland führt zu folgender Entwicklung: Der ohnehin be-
reits bestehende Arbeitskräftemangel in der Pflege erhöht sich bei gleichzeitigem Anstieg 
des pflegebedürftigen Personenkreises. Bis zum Jahr 2049 werden voraussichtlich zwischen 
280.000 und 690.000 Pflegekräfte in Deutschland fehlen.1 

Um eine qualitativ hochwertige und bedarfsorientierte Versorgung in der Pflege zu gewähr-
leisten, müssen dringend Maßnahmen ergriffen werden, die sowohl auf Änderungen der star-
ren Rahmenbedingungen im Leistungsrecht als auch auf einen enormen Aufwuchs an Pfle-
gekräften abzielen. 

Die Diakonie schlägt vor: 

1. Ein Pflegebudget für ein flexibleres Leistungsrecht einführen 

Das deutsche Pflegesystem lässt wenig Spielraum dafür, das pflegerische Handeln individu-
ell auszugestalten. Durch die strikte Aufteilung in eine ambulante und stationäre Versorgung 
und deren unterschiedliche Finanzierungsgrundlagen wird eine individuelle Pflege, die sich 
am Bedarf der pflegebedürftigen Person orientiert, verhindert. Menschen, die professionelle 
Pflege benötigen, müssen sich zwischen ambulanten/teilstationären oder stationären Leis-
tungen entscheiden. Bezieht eine Person also Leistungen aus dem ambulanten Bereich 
(zum Beispiel Grundpflege am Morgen), kann sie nicht an Angeboten der stationären Pflege-
einrichtung partizipieren (zum Beispiel Mittagessen oder Beschäftigungsangebote). Durch 
diese strikte Trennung können Potenziale, wie beispielsweise eine wohnortnahe pflegerische 
Unterstützung und der Verbleib in der eigenen Häuslichkeit mit ausreichender Versorgung, 
häufig nicht genutzt werden. 

Ein Pflegebudget, mit dem pflegebedürftige Personen die benötigten Leistungen sektoren-
unabhängig einkaufen können, würde das Leistungsrecht flexibilisieren und es erleichtern, 
vorhandene Potenziale der Leistungserbringung auszuschöpfen. Wenn Mitarbeitende sekto-
renübergreifend agieren dürfen, können sie lösungsorientiert und personenzentriert handeln. 
Dies macht auch Pflege zu einem attraktiven Berufsfeld. 

2. Die bundeseinheitliche Pflegefachassistenzausbildung einführen 

Momentan gibt es in Deutschland 27 verschiedene Ausbildungen im Bereich der Pflegeassis-
tenzkräfte, die sich in ihrem Curriculum und der Dauer deutlich unterscheiden. Mit der Ein-
führung einer generalistischen dreijährigen Pflegefachkraftausbildung ging das Bestreben 
dahin, auch eine bundeseinheitlich geregelte Pflegefachassistentenausbildung zu etablie-
ren.2 

 
1 Die Zahlen beruhen auf zwei verschiedenen Berechnungsvarianten, abhängig von gesellschaftlicher und demo-
grafischer Entwicklung. Statistisches Bundesamt (2024):  
Bis 2049 werden voraussichtlich mindestens 280 000 zusätzliche Pflegekräfte benötigt 
2 Anke Jürgensen (2023): Pflegehilfe und Pflegeassistenz 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/01/PD24_033_23_12.html
https://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19206
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Das bereits im Ampel-Kabinett beschlossene „Gesetz über die Einführung einer bundesein-
heitlichen Pflegefachassistenzausbildung“3 bildet also eine wichtige Säule für eine zukunfts-
fähige pflegerische Versorgung in Deutschland. Dieses bereits vorliegende Gesetz sollte von 
einer neuen Bundesregierung zügig verabschiedet anstatt komplett neu verhandelt werden. 

Das Gesetz sieht eine bundesweit einheitlich geregelte und generalistische Ausbildung zur 
Pflegefachassistenz vor. Damit wird ein einheitliches Berufsprofil für Pflegefachassistent*in-
nen geschaffen und die Durchlässigkeit innerhalb der Pflegeberufe gewährleistet.  

3. Pflegeschulen finanziell absichern 

Wir fordern eine auskömmliche Refinanzierung aller Kostenfaktoren der Pflegeschulen: Das 
bedeutet a) eine „Pro Kurs“- statt wie bisher eine „Pro Kopf“-Finanzierung und b) verbindliche 
Regelungen zur Übernahme der Investitionskosten im Pflegeberufegesetz und der Pflege-
ausbildungs- und Finanzierungsverordnung. 

Ein Kernelement der pflegerischen Ausbildung bilden die Pflegeschulen, in denen der theore-
tische und praktische Unterricht für die Auszubildenden stattfindet. Nur eine auskömmliche 
Refinanzierung sichert das Bestehen der Pflegeschulen und kann so zu einem Aufwuchs an 
Pflegekräften beitragen. 

Zurzeit wird den Pflegeschulen auf Grundlage des Pflegeberufegesetzes eine monatliche Fi-
nanzierung der Personal- und Sachkosten im Rahmen eines Ausbildungsbudgets pro Auszu-
bildenden gezahlt. Das führt dazu, dass den Pflegeschulen bei Ausbildungsabbrüchen in den 
Folgejahren weniger Geld zur Verfügung steht, während die Vorhaltekosten weiter bestehen 
bleiben. 

Pflegeschulen müssen außerdem auch Investitionskosten für die Instandhaltung der Ge-
bäude beziehungsweise die Mieten tätigen. Dieser Kostenfaktor ist im Pflegeberufegesetz 
bisher nicht durch eine entsprechende Refinanzierung abgedeckt.4 Für diesen wichtigen As-
pekt sind derzeit die einzelnen Bundesländer zuständig. Daher ist die Finanzierung bundes-
weit sehr heterogen und stark abhängig vom jeweiligen Landeshaushalt. In NRW sind die 
Pflegeschulen beispielsweise nicht ausfinanziert und bleiben auf Kosten sitzen. Die man-
gelnde Refinanzierung führt mittelfristig dazu, dass Pflegeschulen schließen müssen. 

4. Bürokratische Hürden abbauen und internationale Pflegekräfte schneller anerken-
nen 

Eine Auswertung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung hat ergeben, dass 
jede*r sechste Beschäftigte in der Pflege aus dem Ausland stammt. Damit tragen internatio-
nale Pflegekräfte schon jetzt maßgeblich dazu bei, den Personalmangel in der Pflege abzu-
mildern. Vor allem im Bereich der Altenpflege sind es Menschen von außerhalb der EU, die 
ihre Tätigkeit hier aufnehmen.5 Obwohl der Pflegesektor stark von internationalen Pflegekräf-
ten abhängt, gestaltet sich der gesamte Prozess von der Anwerbung bis zur Integration sehr 
aufwendig und ist für viele Einrichtungen aufgrund des hohen zeitlichen und bürokratischen 
Aufwandes nicht umsetzbar (Bearbeitungszeiten in den Botschaften zur Visumserteilung, 
langwierige Anerkennungsverfahren etc.). 

 
3 Bundesgesundheitsministerium (2024): Gesetz über die Einführung einer bundeseinheitlichen Pflegefachassis-
tenzausbildung 
4 Pflegeberufegesetz (PflBG) § 27: Gesetz über die Pflegeberufe 
5 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2024): Das Beschäftigungswachstum in der Pflege wird inzwi-
schen ausschließlich von ausländischen Beschäftigten getragen 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegefachassistenzeinfuehrungsgesetz.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegefachassistenzeinfuehrungsgesetz.html
https://www.gesetze-im-internet.de/pflbg/__27.html
https://iab.de/presseinfo/das-beschaeftigungswachstum-in-der-pflege-wird-inzwischen-ausschliesslich-von-auslaendischen-beschaeftigten-getragen/
https://iab.de/presseinfo/das-beschaeftigungswachstum-in-der-pflege-wird-inzwischen-ausschliesslich-von-auslaendischen-beschaeftigten-getragen/
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Zudem bestehen große Unsicherheiten für Einrichtungen, die internationale Pflegekräfte be-
schäftigen möchten, die sich bereits in Deutschland befinden, bei denen die Aufenthaltsfrage 
aber noch nicht abschließend geklärt ist. Geeignete Personen werden teilweise erst gar nicht 
eingestellt, um die Versorgungssicherheit innerhalb der Einrichtung nicht zu gefährden, sollte 
ihr Asylantrag abgelehnt werden.6 

Wir fordern also, dass bürokratische Hürden zur Beschleunigung der Anerkennung internati-
onaler Pflegekräfte abgebaut werden. Darüber hinaus muss es für bereits hier lebende und 
für die Pflege geeignete Personen möglich sein, zügig einen sicheren Aufenthaltstitel zu be-
kommen. 

 
6 ZEIT ONLINE (16. November 2024): Abschiebung von Pflegekräften: Warum dürfen sie nicht bleiben? 

https://www.zeit.de/arbeit/2024-11/abschiebung-pflegekraefte-kolumbien-pflegeheim-wilstedt/seite-3

